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Sehr geehrte Mitgliedsunternehmen, 

heute erhalten Sie den ersten Politikbrief des Jahres 2026. 

Künftig möchten wir Ihnen regelmäßig eine Übersicht zu relevanten 

politischen Entwicklungen und deren Auswirkungen auf unsere 

Verbandsarbeit bieten. Der Start des Jahres brachte bei den aktuellen 

Prognosen für den Wohnungsmarkt die Bestätigung von Erwartetem, bei 

den politischen Vorschlägen zur Baupolitik die Betonung des Bekannten 

und bei der generellen Thematik von Wirtschaft und Bürokratie die 

Umsetzung des Nötigen. Wir wollen hoffen, dass es auch in den 

kommenden Monaten Neuigkeiten zu berichten gibt, im besten Falle 

positive. In diesem Quartal ist dies nur bedingt der Fall.  

Hier die Kurzzusammenfassung: 

• Das Frühjahrsgutachten der Immobilienwirtschaft und der Empirica-

Wohnungsbericht bestätigen: 2026 wird es noch keine signifikanten 

Steigerungen bei den Baufertigstellungen geben, ein Anstieg ist erst 

2027 erwartbar. Die Baugenehmigungen zogen 2025 laut Destatis 

um 10,8 % auf 238.500 Einheiten wieder an – allerdings von einem 

historisch niedrigen Niveau aus. 

• Eine Lösung kann nur durch eine harmonisierte Reform der 

Baupolitik von Bund und Ländern erzielt werden sowie durch eine 

entsprechende Reform der steuerlichen Förderung und 

Zuschussförderung. Als Möbelverbände entwickeln wir in den 

kommenden Wochen in drei Papieren unsere Positionen weiter.  

• Der Bundesparteitag der CDU stellt mit seinem Leitantrag die 

Weichen in der Baupolitik sowie in den Landtagswahlprogrammen 

von CDU, SPD und den Grünen in Baden-Württemberg und 

Rheinland-Pfalz.  
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• Die Agenda zur Staatsmodernisierung von Bund und Ländern ist 

beschlossen und soll Verwaltung, Planung und Genehmigung 

beschleunigen. 

 

Jahresauftakt mit den Berichten zur Lage am Wohnungsmarkt 

Das Frühjahrsgutachten der Immobilienwirtschaft und der 

Wohnungsbericht von empirica werfen ein fahles Licht auf das kommende 

Jahr. Der Reformbedarf ist nicht weniger geworden – es ist eher das 

Gegenteil der Fall. Die gesamtwirtschaftliche Lage bleibt gedämpft. Das 

reale BIP legte 2025 nur minimal zu, die Bauwirtschaft gehört weiterhin zu 

den am stärksten belasteten Sektoren. Hohe Baukosten, nach wie vor 

anspruchsvolle Finanzierungsbedingungen und regulatorische 

Unsicherheiten bremsen Investitionen. Die Kreditvergabe für den 

Wohnungsbau ist stabil, aber verhalten – von einem Investitionsschub kann 

keine Rede sein.  

Der empirica-Wohnungsmarktbericht zeichnet hier ein klares Bild: Die 

jährliche Neubaunachfrage liegt mittelfristig bei rund 225.000 Wohnungen 

und steigt perspektivisch sogar wieder an – vor allem durch demografische 

Effekte und qualitative Zusatznachfrage. Dem steht jedoch ein deutlich 

reduziertes Fertigstellungsniveau gegenüber. Nach rund 250.000 

Fertigstellungen im Jahr 2024 dürfte 2025 die Marke von 200.000 

Wohnungen unterschritten worden sein; 2026 ist nochmals mit einem 

leichten Rückgang zu rechnen. Eine echte Erholung der Bautätigkeit wird 

frühestens 2027 erwartet. Zwar steigen die Genehmigungszahlen mit 

einem Plus von 10,8% auf 238.500 Einheiten erstmals wieder, doch dies 

ist eher als Bodenbildung, denn als Beginn eines neuen Zyklus zu werten. 

Gleichzeitig ziehen die Angebotsmieten weiter an, insbesondere bei 

Wiedervermietungen. Die strukturelle Angebotslücke bleibt also bestehen.
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Das Frühjahrsgutachten der Immobilienweisen unterscheidet sich hier zwar 

in manchen Aussagen wie bei der prognostizierten Nachfrage ein Stück 

weit, teilt aber die grundlegenden Befunde: Der „Bau-Turbo“ weist in die 

richtige Richtung, ist aber kein Gamechanger. Ohne substanzielle 

Vereinfachungen im Planungs- und Genehmigungsrecht sowie verbesserte 

Investitionsbedingungen bleibt der Wohnungsbau unter seinen 

Möglichkeiten. 

Kurzum: Die Branche könnte liefern. Die Rahmenbedingungen lassen es 

aber nur begrenzt zu. Und das ist ein Problem, das wir als Branche 

mitangehen wollen.  

 

Die Grundlagen unserer Positionen zur Baupolitik 

Entsprechend sehen wir alle politischen Bemühungen – vom Leitantrag der 

CDU auf ihrem Bundesparteitag bis zu den angekündigten Reformen der 

Bundesregierung zur Vollendung des „Bau-Turbos“ – als unterstützende 

Maßnahmen für einen künftigen konjunkturellen Aufschwung an. Dass die 

Baugenehmigungen wieder leicht anziehen, geschieht jedoch eher trotz als 

dank der bisherigen Baupolitik von Bund und Ländern. Entscheidend wird 

sein, dass Reformankündigungen auch umgesetzt werden und generell 

stärker gemeinsam gehandelt wird. Wir haben unsere bisherigen 

Positionen deshalb in drei zentralen Papieren gebündelt und bauen sie 

weiter aus. Entscheidend ist, dass wir in Gesprächen klar machen: wir 

haben jetzt erstens durch die konjunkturelle Delle ein Zeitfenster und 

zweitens können wirkliche Reformen im Bau nur erfolgreich sein, wenn 

Bund und Länder harmonisiert arbeiten – „Gemeinschaftlich voran, statt 

den schwarzen Peter hin und herzuschieben“ ist unsere Forderung! 
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Dazu braucht es erstens eine Reform des Bauordnungsrechts der Länder. 

Die 16 unterschiedlichen Landesbauordnungen mit ihren individuellen 

technischen Baubestimmungen und divergierende Vollzugspraxen führen 

zu hohen Kosten im Bau und langen Verfahren. Wir plädieren für eine 

Vereinfachung der Bauvorschriften, ohne dabei Schutzziele wie Sicherheit 

abzusenken, für eine bundeseinheitliche Genehmigungsfreistellung, die 

Anwendung von Genehmigungsfiktionen (dabei gilt ein Bauantrag 

automatisch als genehmigt, wenn die zuständige Behörde nicht innerhalb 

einer gesetzlich festgelegten Frist entscheidet), die flächendeckende 

Einführung der Musterholzbau-Richtlinie sowie eine praxisgerechte 

Anpassung technischer Anforderungen. 

Damit einhergehen muss zweitens eine Reform des Bundesrechts, 

vornehmlich des Bauvertragsrechts. Die rechtssichere Verankerung des 

Gebäudetyps E in Abstimmung mit den Reformen auf Landesebene, um 

die kostentreibenden Standards wirklich zu senken, eine weitere Novelle 

des Baugesetzbuches zur Beschleunigung von Aufstockungen und 

Nachverdichtungen und der Schaffung von funktionalen Ausschreibungen 

im Vergaberecht, um durch serielles und modulares Bauen schnell, viel und 

günstig zu bauen, würde Investitionen und Innovationen erleichtern und für 

Anreize sorgen. 

Drittens brauchen wir eine Reform des Förderregimes: Bürgschaften und 

Nachrangdarlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KFW) für 

Privatnutzer mit wenig Eigenkapital, steuerliche Entlastungen wie eine 

reduzierte Umsatzsteuer oder Grunderwerbsteuer-Freibeträge sowie 

verbesserte Abschreibungsbedingungen sollen privates Kapital 

mobilisieren und Eigentumsbildung in der Breite wieder möglich machen. 

Denn auch für uns ist eine Eigentümer-Nation mit individuellen Wünschen 

nach hochwertigen Möbeln und Küchen das Ziel. 
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Wohnungsbaukrise trifft Möbelbranche – KfW-Bürgschaften 
und Nachrangdarlehen als Ausweg 

Wie wichtig die Aktivierung privaten Kapitals durch Nachrangdarlehen und 

Bürgschaften ist, zeigt sich im ungebrochenen Wunsch nach 

Wohneigentum: 66 Prozent aller Mieter, bei den 18- bis 44-Jährigen sogar 

81 Prozent, würden lieber im Eigentum wohnen. Das Problem ist nicht der 

Wille, sondern das Kapital: Banken fordern 20 bis 30 Prozent Eigenkapital; 

bei durchschnittlichen Neubaukosten von 4.500 bis 5.000 Euro pro 

Quadratmeter und Kaufnebenkosten von 10 bis 15 Prozent bedeutet das 

für eine typische Familienimmobilie schnell einen Eigenkapitalbedarf von 

100.000 bis 150.000 Euro. Hinzu kommt, dass steigende Mieten, höhere 

Lebenshaltungskosten und die gestiegenen Zinsen der vergangenen Jahre 

die Sparfähigkeit junger Haushalte stark eingeschränkt haben – weshalb 

Millennials laut dem Kiel Institut für Weltwirtschaft heute im Schnitt 14 Jahre 

benötigen, um diesen Betrag anzusparen, doppelt so lang wie die 

Babyboomer-Generation unter vergleichsweise günstigeren Zins- und 

Preisverhältnissen.  

Die Lösung liegt auf dem Tisch und ist sogar im Koalitionsvertrag verankert: 

KfW-Bürgschaften für den Hypothekenanteil über 80 Prozent des 

Beleihungswerts sowie staatliche Nachrangdarlehen als 

Eigenkapitalersatz. Berechnungen des Kiel Instituts für Weltwirtschaft und 

das IW Köln belegen: Ein zinsvergünstigtes Nachrangdarlehen von 

150.000 Euro verringert den Anteil des monatlichen Nettoeinkommens, der 

für die Kreditrate aufgewendet werden muss – konkret sinkt dieser Anteil 

von rund 29 auf 27 Prozent, was den Unterschied zwischen 

Kreditablehnung und Kreditgenehmigung bedeuten kann. Dies würde dazu 

beitragen, dass Eigentum für breitere Schichten wieder erreichbar wird. 

CDU/CSU und SPD haben im Koalitionsvertrag unter dem Stichwort 

„Starthilfe Wohneigentum" eigenkapitalersetzende Instrumente zugesagt – 

jetzt muss aus der politischen Absichtserklärung ein konkretes KfW-
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Produkt werden. Einen möglichen Ansatzpunkt scheint es schon zu geben: 

Unter dem Dach des Deutschlandfonds entwickeln Bundesregierung und 

KfW derzeit ein eigenes Wohnungsbaumodul. Offen und entscheidend 

bleibt dabei die Frage, ob dieses Modul auch privaten Selbstnutzern 

zugutekommen soll oder nur auf institutionelle Investoren beschränkt wird.  

 

Bundestag der CDU – Leitantrag zur Baupolitik 

Die Richtigkeit und Wichtigkeit dieser Positionen sind weder neu noch 

revolutionär, müssen aber offensichtlich immer wieder betont werden. 

Entsprechend beschließt die CDU diese Leitlinien auf ihrem 

Bundesparteitag: Der Leitantrag „Für einen neuen Aufschwung am 

Wohnungsmarkt“ setzt klar auf Angebotspolitik. Im Mittelpunkt stehen 

Bürokratieabbau, beschleunigte Planungs- und Genehmigungsverfahren, 

die Senkung von Bau- und Baunebenkosten sowie eine stärkere 

Eigentumsförderung. Die CDU spricht sich für erweiterte 

Abschreibungsmöglichkeiten, Entlastungen bei der Grunderwerbsteuer 

insbesondere für Familien und eine investitionsfreundlichere Ausgestaltung 

des Mietrechts aus. Gleichzeitig wird ein technologieoffeneres 

Gebäudeenergiegesetz gefordert sowie ein europäisches 

Normenmoratorium für Bauen und Wohnen. Das Signal ist eindeutig: Mehr 

Bauen statt mehr Regulieren. Die CDU führt noch fast drei Jahre die 

Bundesregierung und stellt aktuell sieben Ministerpräsidenten, die 

voraussichtlich alle auf dem Bundesparteitag dem Leitantrag zugestimmt 

haben.  

Jan Kurth hat den Leitantrag bei LinkedIn so kommentiert: Entscheidend ist 

nicht die wohlklingende Überschrift, sondern die konsequente Umsetzung 

im politischen Alltag. 
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Die baupolitischen Forderungen der Landtagswahlprogramme 
im Kurzüberblick 

Baden-Württemberg: 

Bei den Grünen gilt offenbar der Leitsatz „Weiter wie bisher“. Das 

Existierende wird betont und soll – vor allem in Form der verschiedenen 

Förderprogramme für alle Arten des kommunalen und landeseigenen wie 

auch sozialen Wohnens – ausgebaut werden. Ansonsten bieten sie wenig 

Konkretes und viele Allgemeinplätze in Form von Absichtserklärungen rund 

um Vereinfachungen, Entbürokratisierungen und ähnliches. Etwas 

konkreter wird es bei den Plänen für die Stärkung der Mietpreisbremse, der 

Senkung der Grunderwerbsteuer für Selbstgenutztes Wohnen und bei 

Einsparungszielen durch Streichung der Stellplatznachweise und bei den 

Baukosten von bis zu 2000 Euro/m2 durch Reduktion der Standards. Hier 

soll es Musterverträge für Bauherren seitens der Landesregierung geben, 

bei denen sich die Grünen voraussichtlich am Beispiel des „Hamburg 

Standards“ orientieren werden. In der Hansestadt läuft derzeit ein 

Musterprojekt, in dem durch den rechtssicheren, freiwilligen Verzicht auf 

viele Standards die Baukosten um bis zu 1600 Euro pro Quadratmeter 

gesenkt werden sollen.   

Die CDU in Baden-Württemberg unterscheidet sich inhaltlich davon. Auch 

die CDU will durch die Einführung eines neuen Gebäudetyps die Kosten 

senken, allgemein die Auflagen entrümpeln, die Grunderwerbsteuer 

grundsätzlich auf 3,5% senken, einen Eigenheimzuschuss in Höhe von 

10.000 Euro pro erwerbstätiger Person plus 5000 Euro pro Kind einführen 

und für mehr Bauland und schnellere Verfahren sorgen.   
Als wichtigste Oppositionspartei sucht auch die SPD ihr Heil in einer 

Stärkung der verschiedenen gemeinnützigen Bauförderungen und 

Bauformen bis hin zu einer landeseigenen Wohnungsbaugesellschaft. Die 

baden-württembergische SPD scheint der Ansicht zu sein, dass zumindest 
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im Sektor Bau der Staat der bessere Unternehmer sei. Und wo das nicht 

ausreicht, soll es die verstärkte Mietpreisbremse retten. Unterdessen zeigt 

das Frühjahrsgutachten der Immobilienwirtschaft, dass private Investoren 

von der niedrigen Rendite aufgrund gedeckelter Mieten abgeschreckt sind. 

Ansonsten reihen sich auch die Genossen in die Forderung nach einer 

Reform der Grunderwerbsteuer für selbstgenutztes Wohnen ein, wollen die 

Baukosten durch Senkung der Standards reduzieren und Leerstand durch 

Überwachung und Strafen aktivieren.  

Rheinland-Pfalz: 

Die Grünen in RLP halten es im Wahlprogramm deutlich kürzer als ihre 

Kollegen im Ländle: Umbauen und Neubauen soll einfacher und günstiger 

und klimafreundlicher werden. Interessant ist aber, dass die pfälzischen 

Grünen weder die Mieten weiter begrenzen noch den Staat als 

Unternehmer stärken wollen. Lediglich bei der Bodenpolitik soll eine 

aktivere Rolle eingenommen werden.   

Im CDU-Wahlprogrammes ist dem Thema „Bauen und Wohnen“ kein 

eigenes Kapitel gewidmet; es wird bei anderen Themen am Rande 

erwähnt.  

Die SPD wiederum betont die Bedeutung der Mietpreisbremse, der 

sozialen Wohnraumförderung, der Leerstandsaktivierung wie auch die 

Notwendigkeit, Standards zu senken und das Eigentum zu fördern. Aber 

auch die SPD bleibt bei relativ vagen Allgemeinplätzen. 

 

Die Agenda zur Staatsmodernisierung von Bund und Ländern 

Die beschlossene Agenda zur Staatsmodernisierung von Bund und 

Ländern Ende 2025 ist Ausdruck eines politischen Ansatzes, der derzeit 

eher auf das Machbare und Notwendige setzt als auf tiefgreifende 
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Reformen. Ziel ist es, Verwaltungsverfahren zu beschleunigen, 

Zuständigkeiten klarer zu bündeln, digitale Prozesse auszubauen und 

Planungs- sowie Genehmigungsverfahren effizienter zu gestalten. 

Standardisierungen, Fristenregelungen und eine stärkere Koordinierung 

zwischen den Ebenen sollen die Handlungsfähigkeit des Staates erhöhen. 

Gerade mit Blick auf den demografischen Wandel, der auch die Ämter 

treffen wird, ist dies überfällig. Weniger Personal in Behörden sieht sich 

steigenden Anforderungen gegenüber. Ohne strukturelle Modernisierung 

drohen weitere Verzögerungen bei Infrastruktur- und Bauprojekten.  

Allerdings bleibt auch hier festzuhalten: Viele Maßnahmen sind bislang 

Absichtserklärungen. Erst wenn sie gesetzlich verankert, abgestimmt und 

konsequent umgesetzt werden, entfalten sie Wirkung. 

Staatsmodernisierung ist kein Selbstzweck – sie ist Voraussetzung für 

wirtschaftliche Dynamik. Wenn man sich aber anschaut, welche 

Einsparungen Bund und Länder prognostizieren, wird deutlich, dass wir im 

Moment von Dynamik weit entfernt sind: Ziel ist, ein Drittel aller 

Berichtspflichten der Wirtschaft abzuschaffen. Dies würde eine Entlastung 

von rund 16 Milliarden Euro bedeuten. Aber auch im eigenen Haus will man 

sich die Prozesse anschauen; das könnte Bund, Länder und Kommunen 

2,1 Milliarden Euro einsparen.  
Um hier auf gegenüber der Politik detaillierte Verbesserungsvorschläge 

machen zu können, sprechen wir derzeit mit Mitgliedsunternehmen über 

konkrete Beispiele von überbordender Bürokratie.  

 

Ausblicke und Abschlüsse 

Die beschriebenen Entwicklungen zeigen: Die Herausforderungen sind 

strukturell bedingt, nicht zyklisch. Umso wichtiger ist es, dass wir als 

Möbelverbände unsere politische Präsenz weiter ausbauen – sowohl im 

Zusammenspiel mit dem Hauptverband der Deutschen Holzindustrie als 
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auch eigenständig. Erste Gespräche mit Abgeordneten der SPD zur 

Baupolitik und Vertretern aus der Möbel- und Küchenmöbelindustrie haben 

bereits stattgefunden. Terminanfragen und Einladungen zu 

Unternehmensbesichtigungen wurden an Vertreterinnen und Vertreter der 

CDU versandt.   

Als Teil der Verbände entlang der Wertschöpfungskette Holz und Möbel 

waren wir Ende Februar zum Branchengespräch bei 

Landwirtschaftsminister Alois Rainer. Neben dem Minister nahmen auch 

die zuständigen Abteilungsleiter, Unterabteilungsleiter und Referatsleiter 

an dem insgesamt sehr konstruktiven und ausführlichen Austausch teil. 

Inhaltlich konnten insbesondere die Themen Holzverfügbarkeit und 

Holzverwendung entlang der gesamten Wertschöpfungskette erläutert 

werden.  

Für unsere Branche war das Thema EU-Entwaldungsverordnung (EUDR) 

wichtig, insbesondere die Frage, wie B2C-Plattformen wie Alibaba und 

Temu in die Regulierung einbezogen werden können. Der Minister machte 

deutlich, dass das Thema im Haus bekannt sei und die Problematik 

gesehen werde. Man befinde sich hierzu im Austausch mit der EU-

Kommission, und es werde eine abgestimmte deutsche Position geben. Ob 

das Plattform-Thema darin konkret aufgegriffen wird, ist aber offen. Positiv 

ist jedoch, dass das Anliegen angekommen ist und auch auf Ebene der 

Kommission wahrgenommen wird. 

Der direkte Austausch mit der Politik ist notwendig, um praxisnahe 

Lösungen einzubringen und die Perspektive unserer Branche deutlich zu 

machen. Gerade in Zeiten, in denen viel von Reformen gesprochen wird, 

kommt es darauf an, dass die Stimme der Wirtschaft gehört wird. Wir 

werden daher unsere Aktivitäten in Berlin weiter intensivieren – sachlich, 

konstruktiv und mit klaren Forderungen als Vertreter der leistungsfähigen 

deutschen Möbelindustrie. 
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